
1192 der Beilagen zu denstenographischen Protokollen des Nationalrates XlII. GP 

Bericht 
des Verfassungsausschusses 

über die Regierungsvorlage· (1020 der .Bei­
lagen): Bundesgesetz über die Hilfe an 
Entwicklungsländer (Entwicldungshilfegesetz) 

Der gegenständliche Gesetzentwurf enthält u. a. 
Bestimmungen über die Leistung von Entwick~ 
lungsh~lfe an Entwicklungsländer unmittelbar 
oder im Zusammenwirken mit anderen Staaten, 
internationalen Organisationen und Einrich­
tungen. Er schafft damit die gesetzlichen Voraus­
setzungen für den Abschluß von Staatsverträgen, 
die solche Leistungen betreffen, ohne daß in 
jedem Fall der Nationalrat gemäß Art. SOB-VG 
befaßt werden muß. Ferner regelt er die Förde­
rung von Entwicklungshilfevorhaben ~urch den 
Bund mittels Gewährung von Zuwendungen 
oder Darlehen sowie durch übernahme von 
Haftungen auf Grund besonderer Bundesgesetze. 
Schließlich sieht der Entwurf die Einrichtung 
eines Beirates für Entwicklungshilfe beim Bundes­
kanzleramt, die Erstellung und jährliche Fort­
schreibung eines Dreijahres-Entwicklungshilfepro­
gramms sowie eine periodische Berichterstattung 
des Bundeskanzlers an den Nationalrat über die 
österreichische Entwicklungshilfe vor. 

Der Verfassungsausschuß hat die Regierungs­
vorlage erstmals am 14. März 1974 in Verhand­
lung gezogen und einen Unterausschuß gewählt, 
dem von der sm die Abgeordneten Dr. Heinz 
Fis c her, Dr. He i n d I, DDr. He sei e, 
Dr. Kerstnig und Dr. Reinhart, von 
der OVP die Abgeordneten B ra n d s t ä t te r, 
Dr. Kau f man n, Dr. Kar ase k und Dok­
tor P e I i k a n und von der FPO der Abgeord­
nete Dr. B r 0 e s i g k e angehörten. 

Der Unterausschuß hat die Vorlage in zwei 
Sitzungen beraten. 

Am 6. Juni 1974 hat der Verfassungsausschuß 
die Regierungsvorlage neuerlich in Verhandlung 
gezogen und den Bericht des Unterausschusses 

DDr. Hesele 
Berichterstatter 

entgegengenommen. Nach einer. Debatte, in 
der die Abgeordneten Dr. K e rs t n i g, Dr. P e­
li k a n, Dr. B r oe s i g k e, Dr. Heinz 
Fis c her, S t 0 h s, Dr. Er mac 0 r a und 
Dr. Tu lI das Wort ergriffen, hat der 
Ausschuß einstimmig' beschlossen, dem Hohen 
Hause die Annahme des Gesetzentwurfes in der 
vom Unterausschuß vorgeschlagenen Fassung und 
unter Berücksichtigung von Abänderungsanträgen 
der Abgeordneten Dr.Heinz F i.s ehe r, Dok­
tor Pr ade r, Dr. Pe I i k a n und Dok­
tor B r 0 e s i g k e zu empfehlen. 

Im Zuge seiner Beratung traf der Verfassungs­
ausschuß folgende Feststellungen: 

Allgemein: 

Bestehende Exportförderungsmaßnahmen wer­
den durch dieses Bundesgesetz nicht berührt. 

Zu § 1 Abs. 1: 

Nach Meinung des Ausschusses ist den Forde­
rungen" die Förderung der Forschung, Dokumen­
tation und Information über Entwicklungsländer 
und Angelegenheiten der Entwickhmgshilfe als 
neue lit. f vorzusehen, durch lit. e des Gesetz­
entwurfes hinreichend Rechnung getragen. 

§ 7: 

Der Ausschuß bringt den Wunsch zum Aus­
druck, daß im Wege eines Roulements für eine 
entsprechende Auswechslung der Organisationen, 
die sich mit Entwicklungshilfe beschäftigen, im 
Beirat Sorge getragen wird. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Ver­
fassungs ausschuß somit den A n t rag, der 
Nationalrat wolle dem an g es chi 0 s sen e n 
G e set zen t w u r f die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

Wien, am 6. Juni 1974 

. Thalharnmer 
Obmann 

.;. 
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über 
Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX 
die Hilfe an Entwicklungsländer 

(En twicklungshilfegesetz) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

I. Begriffsbestimmungen 

§ 1. (1) 'Entwicklungshilfe im Sinne dieses 
Bundesgesetzes sind alle Maßnahmen und Lei­
stungen, die der Vermittlung von Wissen und 
Können sowie der w1irtschakEchen und sozialen 
Entwicklung der Entwicklungsländer dienen, wie 
insbesondere 

a) Gewährung von Sach- und Geldleistungen, 

b) Planung und Durchführung von nach Art 
und Umfang bestimmten Vorhaben m 
Entwicklungsländern, 

c) Bildung, Ausbildung und Betreuung von 
Angehörigen der Entwicklungsländer, 

d) Ausbildung und Einsatz von Entwicklungs­
helfern und Experten, 

lungshilfe gewähren, sofern 
land sich verpflimtet, zur 
Vorhabens beizutragen. 

ein Entwicklungs­
Durchführung des 

(2) Empfänger von Entwicklungshilfe können 
neben den in . Abs. 1 Bezeichneten aum die 
Organisation der Vereinten Nationen sowie 
andere internationale Organisationen und Ein­
rich,tungen s.ein, zu deren Aufgabe Entwicklungs­
hilfe zählt, sofern sichergestellt ist, daß die von 
österreim zur Verfügung gestellten Leistungen 
1m Sinne dieses Bundesgesetzes verwendet 
werden. 

(3) Die Bedingungen, unter denen Entwick­
lungshilfe an die in Abs. 1 genannten Empfänger 
geleistet wird, bilden Gegenstand einer jeweils 
im Einzelfall abzuschließenden Vereinbarung. 

IH. Förderung von Entwicklungshilfevorhaben 

§ 3. Der Bund kann Vorhaben von Entwick­
lungshilfeorganisationen, die der Entwicklungs­
hilfe dienen, fördern. Die Förderung kann in 
der Gewährung von Zuwendungen oder Dar­
lehen sowie auf Grund besonderer Bundes-

e) Beratung einschließlich Ausarbeitung hiefür gesetze in der übernahme von Haftungen be-
notwendiger Pläne und Studien. stehen. 

(2) Entwicklungshilfeorganisationen im Sinne 
dieses Bundesgesetzes sind, sofern zu ihren erklär­
ten Zielen Entwicklungshilfe gehört, österreichi­
sche Vereine, Stiftungen sowie die Einrichtungen 
der gesetzlich anerkannten Kirchen und Religions­
gesellschaften, die in tlsterreich Rechtspersönlich­
keit besitzen. Den Entwicklungshilfeorganisa­
tionen sind Gebietskörperschaften, sonstige öffent­
lich-rechtliche Körperschaften sowie Unterneh­
men, die ihren Sitz in österreich haben, gleichzu­
halten, soweit sie Entwicklungshilfe leisten. 

11. Unmittelbare Leistung von Entwicklungshilfe 

§ 2. (1) Der Bund kann unter Bedachtnahme 
auf das Entwicklungshilfeprogramm (§ 8) Ent­
wicklungsländern unmittelbar oder im Zusam­
menwirken mit anderen Staaten, internationalen 
Organisationen und Einrichtungen Entwick-

§ 4. (1) Ein beabsichtigtes Vorhaben darf nur 
gefördert werden, wenn es im Einklang mit 
dem Entwicklungshilfeprogramm (§ 8) .steht, die 
Durchführung ohne Förderung seitens des 
Bundes nimt oder nicht in dem notwendigen 
Umfang möglich wäre und gewährleistet ist, 
daß die Entwicklungshilfeorganisation bereit und 
in der Lage ist, das Vorhaben ordnungsgemäß 
durchzuführen. 

(2) Vor Gewährung einer Förderung aus 
Bundesmitteln im Sinne des § 3 ist die Höhe 
jener Mittel zu erheben, um deren Gewährung 
für dasselbe Vorhaben die Entwicklungshilfe­
organisation bei einem anderen Organ des 
Bundes oder einem anderen Rechtsträger des 
öffenolichen Rechtes einschließlich der Gebiets­
körperschaften angesucht hat oder ansuchen 
will oder die von diesen bereits gewährt oder 
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in Aussicht gestellt wurden, und weiters welche 
Förderungen im Sinne dieses Bundesgesetzes sie 
bisher erhalten hat. Gegebenenfalls ist eine Ver­
ständigung mit diesen Rechtsträgern herzu­
stellen und bei der Entscheidung über die 
Förderung auf die von anderen Rechtsträgern 
des öffentlichen Rechtes gewährten Mittel Be­
dacht zu nehmen. 

§ 5. (1) Vor Gewährung einer Förd~rung hat 
sich die Entwicklungshilfeorganisation dem Bund 
gegenüber vertraglich zu verpflichten, Organen 
des Bundes die überprüfung der Durchführung 
des Vorhabens durch Einsicht in die Bücher und 
Belege sowie durch Besichtigung an Ort und 
Stelle zu gestatten und ihnen die erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen. 

(2) über die Durchführung des Vorhabens ist 
unter Vorlage eines zahlenmäßigen Nachweises 
innerhalb zu vereinbarender Fristen zu berichten. 
Aus dem Bericht müssen die Verwendung der 
aus Bundesmitteln gewährten Förderungen sowie 
der erzielte Erfolg und aus dem zahlenmäßigen 
Nachweis eine durch Belege nachweisbare Auf­
gliederung der Einnahmen und Ausgaben zu ent­
nehmen sein. Hat die Entwicklungshilfeorgani­
sation für denselben Verwendungszwed<;: auch 
eigene Mittel eingesetzt oder von einem dritten 
Rechtsträger Mittel erhalten, so haben sich die 
Darlegungen in dem Bericht und in dem zahlen­
mäßigen Nachweis auf alle mit der geförderten 
Leistung zusammenhängenden Einnahmen und 
Ausgaben der Entwicklungshilfeorganisation zu 
erstrecken. 

§ 6. (1) Die Entwicklungshilfeorganisation hat 
sich dem Bund gegenüber' vertraglich zu ver­
pflichten, unbeschadet sonstiger bürgerlich-recht­
licher Ansprüche des Bundes die Zuwendung 
zurückzuerstatten Qder das Darlehen vorzeitig 
zurückzuzahlen, wobei beide vom Tag der Aus­
zahlung an mit einem Prozentsatz in der Höhe 
des von der Oesterreich'rschen Nacionalbankim 
"Amtsblatt zur Wiener Zeitung" veröffentlichten 
"Eskont von nationalbankfähigen Wechseln und 
Wertpapieren" zuzüglich 2% pro Jahr verzinst 
werden, wenn 

1. das Vorhaben durch ein Verschulden der 
Entwicklungsliilfeorganisation nicht oder 
nicht rechtzeitig durchgeführt werden kann 
oder durchgeführt worden ist, oder . 

2. die Förderungszuwendung oder das Förde­
rungsdarlehen widmungswidrig verwendet 
wurde oder wird, oder den Erfolg des Vor­
habens sichernde Auflagen oder Bedin­
gungen aus Verschulden der Entwicklungs-

hilfeorganisation nicht eingehalten w~rden, 
oder 

3. vorgesehene Berichte nicht erstattet oder 
Nachweise nicht beigebracht werden. 

(2) Die Entwicklungshilfeorganisation hat sich 
weiters dem Bund gegenüber vertraglich zu ver,­
pflichten, unbeschadet sonstiger bürgerlich-recht­
licher Ansprüche des Bundes die Zuwendung 
insoweit zurückzuerstatten oder das Darlehen 
insoweit vorzeitig zurückzuzahlen, als das Vor­
haben auch ohne ihr Verschulden ganz oder 
zum Teil nicht durchgeführt werden kann oder 
konnte, und zwar gegebenenfalls im Verhältnis 
zu den eingesetzten Eigen- oder von anderen 
Stellen stammenden Mitteln. 

IV. Beirat für Entwicklungshilfe 

§ 7. Zum Zwecke eines koordinierten Vor­
gehens auf dem Gebiete der Entwicklungshilfe 
und zur Beratung des Bundeskanzlers' in allen 
ihm obliegenden Aufgaben auf diesem Gebiet 
ist beim Bundeskanzleramt eine Kommission 
gemäß § 8 des Bundesministeriengesetzes 1973, 
BGBI. Nr. 389, einzurichten, die als "Beirat für 
Entwicklungshilfe" (im folgenden Beirat genannt) 
zu bezeichnen ist. Der Beirat ist mindestens drei­
mal jährlich einzuberufen. 

V. Planung und Berichterstattung 

§ 8. Zur längerfristigen Planung der Entwick­
lungshilfe ist vom Bundeskanzler, im Ein­
vernehmen mit den Bundesministern für Finan­
zen und Auswärtige Angelegenheiten jährlich, 
erstmals bis zum 31. Mai 1975, ein Dreijahres­
EntwicklungshilfepI'ogramm feI'tigzustellen und 
nach Anhöl1ung ,des Beirates (§ 7) der Bundes­
regierung vorz'uLegen. Im Programm sind die 
voraussichtlichen Ko~ten und die Mög,Lichkei,ten 
der Finanzi'erung anzuführen. Das Programm ist 
jährlich bis j1eweils Zium 31. Mai fortzuschreiben. 

§ 9. Der Bundeskanzler hat dem Nationalrat 
jeweils bis Ende September jeden dritten Jahres, 
zum ersten Mal im September 1976, einen Bericht 
über die österreichische Entwicklungshilfe zu 
übermitteln. 

Schlußbestimmungen 

§ 10. Mit der Vollziehung dieses Bundesge­
setzes ist der Bundeskanzler, hinsichtlich des § 8 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen und dem Bundesminister für Auswärtige 
Angelegenheiten betraut. 
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